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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
Verlängerung der Steuererklärungsfrist in beratenen Fällen 

Am 13. Januar 2021 wurde der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zur 
Verlängerung der Steuererklärungsfrist für von Steuerberatern und 
Lohnsteuerhilfevereinen erstellte Steuererklärungen veröffentlicht. 

Zur Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie sieht der Gesetzentwurf eine 
Verlängerung der regulär Ende Februar 2021 ablaufenden Erklärungsfrist in 
beratenen Fällen nach § 149 Abs. 3 Abgabenordnung (AO) für den 
Besteuerungszeitraum 2019 um sechs Monate bis zum 31. August 2021 vor, § 36 
Abs. 1 EGAO-E. Ein Antrag auf Fristverlängerung nach § 109 Abs. 2 AO soll nach 
dem allgemeinen Teil der Begründung (A.VI.1.) nicht erforderlich sein. Die 
Verlängerung soll explizit nicht für Fälle der Vorabanforderung von 
Steuererklärungen nach § 149 Abs. 4 AO gelten. 

Aufgrund der sechsmonatigen Verlängerung der Erklärungsfrist soll auch die 
zinsfreie Karenzzeit nach § 233a Abs. 2 Satz 1 AO von regulär fünfzehn Monaten 
für den Besteuerungszeitraum 2019 um sechs Monate verlängert werden, § 36 
Abs. 2 EGAO-E. Der Zinslauf für Erstattungs- und Nachzahlungszinsen für den 
Besteuerungszeitraum 2019 würde somit erst am 1. Oktober 2021 beginnen. 

Fundstelle 

Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD, 12. Januar 2021, BT-Drs. 19/25795. 

 

 
Britische Limited nach dem 31.12.2020 

Das BMF hat in einem Schreiben zur Bekanntgabe eines Steuerverwaltungsakts 
an sowie Vollstreckung gegen eine Britische Limited mit Ort der Geschäftsleitung 
im Inland nach dem 31. Dezember 2020 Stellung genommen. 

Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland ist am 31.1.2020 aus 
der EU ausgetreten. Zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich 
gewährleistet das vereinbarte Austrittsabkommen die weitgehende Fortgeltung 
von Unionsrecht für das Vereinigte Königreich für einen Übergangszeitraum, der 
am 31.12.2020 endete. Bis zum Ablauf dieses Übergangszeitraums unterliegt ein 
in Deutschland ansässiges Unternehmen (d. h. insbesondere eine gewerbliche 
Gesellschaft mit Verwaltungssitz im Inland) britischer Rechtsform dem 
Anwendungsbereich der Niederlassungsfreiheit und ist somit in Deutschland als 
eine rechtsfähige Gesellschaft ausländischen Rechts anzuerkennen. 

Nach Ablauf des Übergangszeitraums ist das Vereinigte Königreich wie 
jeder andere Drittstaat zu behandeln 

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/257/1925795.pdf
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Im Steuerverfahrensrecht hat dies zum einen Auswirkungen auf die Bekanntgabe 
von Steuerverwaltungsakten an eine Limited mit Ort der Geschäftsleitung im 
Inland, also insbesondere auf die Frage, an wen Steuerbescheide ab dem 
1.1.2021 zu adressieren sind und wem gegenüber sie bekanntzugeben sind. Zum 
anderen betrifft dies die künftigen Vollstreckungsmöglichkeiten, also in welches 
Vermögen eine Vollstreckung wegen Steuerrückständen noch möglich ist. Der 
zivilrechtliche Verwaltungssitz entspricht dabei i. d. R. steuerlich dem Ort der 
Geschäftsleitung (§ 10 AO). 

Fundstelle 

BMF, Schreiben v. 30.12.2020, IV A 3 – S 0284/20/10006 :003. 

 

 
Brexit: Europäische Union und Vereinigtes Königreich einigen sich auf 
Abkommen über ihre künftige Partnerschaft 

Nach langwierigen Verhandlungen hat die Europäische Kommission eine 
Einigung mit dem Vereinigten Königreich über die Bedingungen seiner künftigen 
Zusammenarbeit mit der EU erzielt. 

Mehr zu diesem Thema finden Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter 
diesem Link. 
 
 
BMF: Vorübergehende Verlängerung der Reinvestitionsfristen bei der Rücklage 
für Ersatzbeschaffung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 13. Januar 2021 ein 
Schreiben zur vorübergehenden Verlängerung der Reinvestitionsfristen bei der 
Rücklage für Ersatzbeschaffung (R 6.6 EStR) veröffentlicht. 

Durch das vorliegende BMF-Schreiben verlängern sich die in R 6.6. EStR 
geregelten Fristen für die Ersatzbeschaffung oder Reparatur bei Beschädigung 
jeweils um ein Jahr, wenn die genannten Fristen ansonsten in einem nach dem 
29. Februar 2020 und vor dem 1. Januar 2021 endenden Wirtschaftsjahr ablaufen 
würden. 

Fundstelle 

BMF-Schreiben vom 13. Januar 2021 – IV C 6 – S 2138/19/10002 :003. 
  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-12-30-bekanntgabe-eines-steuerverwaltungsaktes-an-sowie-vollstreckung-gegen-eine-gesellschaft-in-der-rechtsform-einer-britischen-limited.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/01/07/brexit-europaeische-union-und-vereinigtes-koenigreich-einigen-sich-auf-abkommen-ueber-ihre-kuenftige-partnerschaft/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2021-01-13-ruecklage-fuer-ersatzbeschaffung-verlaengerung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 14. Januar 2021 

 
 
Wendet ein Schenker ein Grundstück zunächst einem 
Erstbeschenkten zu, mit der Auflage, das Grundstück an einen 
Dritten zu übertragen, sind beide Rechtsgeschäfte 
schenkungsteuerrechtlich selbständig zu beurteilen. 
Die Zusammenschau von Befreiungsvorschriften auf Grundlage 
fiktiver Gestaltungen findet nicht statt. 
 
Zum Urteil 

 

 

 

 

 

Der Begriff der "Verpachtung" in § 4 Abs. 4 KStG setzt eine 
entgeltliche Überlassung von Einrichtungen, Anlagen oder Rechten 
voraus. 
Entgeltlichkeit in diesem Sinne liegt nicht vor, wenn bei 
wirtschaftlicher Betrachtung nicht der Pächter, sondern der 
Verpächter die wirtschaftliche Last des vereinbarten Pachtzinses 
zu tragen hat. 
 
Zum Urteil, siehe auch die im Wesentlichen inhaltsgleiche 
Entscheidung I R 9/17 vom selben Tage. 
 
 
 
 
 
 
 
Die An- und Weitervermietung fremden Grundbesitzes neben der 
Überlassung eigenen Grundbesitzes verstößt nicht gegen das 
Ausschließlichkeitsgebot des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG, wenn sie 
zwingend notwendiger Teil der wirtschaftlich sinnvoll gestalteten 
Überlassung des eigenen Grundbesitzes ist und nur einen 
geringfügigen Umfang hat. Ein Untererbbaurecht einschließlich des 
vom Untererbbauberechtigten errichteten Gebäudes ist "eigener 
Grundbesitz" des Untererbbauberechtigten i.S. des § 9 Nr. 1 Satz 2 
GewStG. Ist an einem Grundstück eine Grunddienstbarkeit bestellt, 
ist die Dienstbarkeit für Zwecke des § 9 Nr. 1 GewStG dem 
Grundbesitz zuzuordnen, zu dem das herrschende Grundstück 
gehört. 
 
Zum Urteil  
 

Urteil II R 30/18: 
Grunderwerbsteuerbefr
eiung und 
Schenkungsauflage - 
Grenzen der 
Steuerbefreiung durch 
Zusammenschau 
 
 
 
 
25. August 2020 
 

Urteil I R 58/17: 
Verpachtungsbetrieb 
gewerblicher Art: 
wirtschaftliche 
Betrachtungsweise 
 
 
 
 
 
10. Dezember 2019 
 

 

 

Urteil IV R 4/19: 
Erweiterte Kürzung bei 
Mitvermietung eines 
zur Nutzung einer 
Dienstbarkeit 
angemieteten 
Gebäudeteils 
 
 
 
22. Oktober 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110002/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110001/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150001/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110003/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Betriebsausgabenabzugsverbot für die sog. Bankenabgabe 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass das 
die Jahresbeiträge nach § 12 Abs. 2 des Restrukturierungsfondsgesetzes 
(RStruktFG) a.F. (sog. Bankenabgabe) betreffende 
Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) jedenfalls für Beitragsjahre bis einschließlich 
2014 verfassungsgemäß und mit Unionsrecht vereinbar ist. 

Hintergrund 

Nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG sind die Jahresbeiträge nach § 12 Abs. 2 
RStruktFG solche Betriebsausgaben, die den Gewinn nicht mindern dürfen. Mit 
dem RStruktFG verfolgte der Gesetzgeber die Absicht, den Bankenbereich nach 
der Finanzmarktkrise des Jahres 2009 zu stabilisieren. Es sah die Einrichtung 
eines die Restrukturierungsmaßnahmen finanziell abstützenden 
Restrukturierungsfonds vor, dessen finanzielle Grundlage durch eine jährliche 
Abgabe der Banken geschaffen werden sollte. 

Die Höhe der Jahresbeiträge richtete sich nach den sog. systemischen Risiken 
der bankspezifischen Tätigkeit des einzelnen Kreditinstituts. Das zugleich 
eingeführte Betriebsausgabenabzugsverbot sollte die Wirkung der sog. 
Bankenabgabe, die ab dem Jahr 2015 unionsrechtlich verankert ist, verstärken. 

Sachverhalt 

Im Streitfall setzte die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung gegenüber der 
Bank einen Jahresbeitrag nach § 12 Abs. 2 RStruktFG a.F. für die Zeit vom 
01.01.2014 bis 31.12.2014 bestandskräftig fest. 

Das Finanzamt behandelte diesen Aufwand nicht als gewinnmindernd. 

Weder Einspruch noch die Klage vor dem Finanzgericht Münster (siehe 
unseren Blogbeitrag) hatten Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Auffassung der Vorinstanz angeschlossen und die Revision 
als unbegründet zurückgewiesen. 

Das Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG sei nicht 
verfassungswidrig. Es verstoße insbesondere nicht gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes. 

Zwar schränke das Betriebsausgabenabzugsverbot das sog. objektive 
Nettoprinzip – die steuersystematische Grundentscheidung des Gesetzgebers, 
dass betrieblich veranlasste Aufwendungen bei der Einkommensermittlung 
abzugsfähig sein müssen – ein. Diese Einschränkung sei jedoch sachlich 
hinreichend begründet. Denn das Betriebsausgabenabzugsverbot sei von der 
erkennbaren gesetzgeberischen Entscheidung getragen, eine steuerliche 
Zusatzbelastung für risikobehaftete Geschäftsmodelle der Banken zu schaffen. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2018/07/17/betriebsausgabenabzugsverbot-fuer-jahresbeitraege-der-bankenabgabe-ist-verfassungsgemaess/
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Die Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. hätten auch dazu 
gedient, risikobehaftete Geschäftsmodelle zu minimieren. Der Lenkungsdruck 
wäre allerdings entschärft worden, hätten die Kreditinstitute die Jahresbeiträge 
durch eine steuerliche Entlastung teilweise gegenfinanzieren können. 

Nach dem Urteil des BFH ist der mit dem Betriebsausgabenabzugsverbot 
verfolgte Lenkungszweck auch gleichheitsgerecht und verhältnismäßig 
ausgestaltet. 

In seiner Entscheidung äußert sich der BFH weiterhin zum Rechtsschutzbefugnis 
von Organträger und Organgesellschaft mit Blick auf die gesonderte und 
einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach § 14 Abs. 5 
Körperschaftsteuergesetz (KStG) i.V.m. § 179 Abs. 2 Abgabenordnung (AO). 

Auch aus Sicht des BFH steht die Möglichkeit der außergerichtlichen (vgl. hierzu 
auch R 14.6 Abs. 6 Satz 2 KStR 2015) oder gerichtlichen Anfechtung sowohl dem 
Organträger als auch der Organgesellschaft zu, da beide Feststellungsbeteiligte 
und Adressat des Feststellungsbescheids sind. Eine Rechtsschutzkonzentration 
auf den Organträger sei § 14 Abs. 5 KStG nicht zu entnehmen. Sie bedürfte 
zudem der besonderen gesetzlichen Anordnung durch Erweiterung von § 352 AO 
und § 48 Finanzgerichtsordnung (FGO), um § 350 AO und § 40 Abs. 1 FGO 
einzuschränken. 

Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus der Bezugnahme auf § 352 AO und § 
48 FGO in der Gesetzesbegründung zu § 14 Abs. 5 KStG (vgl. BT Drs. 17/10774, 
20). Denn die Voraussetzungen, die eine Einschränkung der 
Rechtsbehelfsbefugnis bei gesonderter und einheitlicher Feststellung von 
Besteuerungsgrundlagen auslösen würden, seien im vorliegenden Fall jedenfalls 
nicht erfüllt; dies gelte auch hinsichtlich der Einschränkungen im Falle eines 
gemeinsamen Empfangsbevollmächtigten. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 01. Juli 2020 (XI R 20/18), veröffentlicht am 07. Januar 2021, vgl. 
die Pressemitteilung 001/20 des BFH. 

 

Auskunftsersuchen an Dritte ohne vorherige Sachverhaltsaufklärung beim 
Steuerpflichtigen 

Um ein Auskunftsersuchen an andere Personen als die Beteiligten richten zu 
dürfen, muss entweder die Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht 
zum Ziel führen (Alternative 1) oder diese keinen Erfolg versprechen (Alternative 
2). Um eine Prognose zu den fehlenden Erfolgsaussichten einer Auskunft durch 
die Beteiligten machen zu können, bedarf es eines klar umrissenen und für die 
Besteuerung des Steuerpflichtigen erheblichen Sachverhalts; Ermittlungszweck 
und potentielles Ermittlungsergebnis müssen erkennbar sein. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden.  

Sachverhalt 

Der Kläger betrieb in den Jahren 2009 bis 2011 einen Handel mit 
Kraftfahrzeugen, insbesondere mit Gebrauchtwagen. Im Rahmen einer 
Außenprüfung konnte eine Prüferin anhand der vom Kläger übergebenen 
Unterlagen die Lieferketten zwischen dem letzten Halter und dem Verkäufer nicht 
nachvollziehen. Fahrzeugbriefe waren nach dem Weiterverkauf der Fahrzeuge im 
Betrieb des Klägers nicht mehr vorhanden. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010288/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/das-steuerliche-abzugsverbot-fuer-die-sog-bankenabgabe-ist-verfassungsgemaessgen-is-des-33-estg/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

Da die Prüferin bestimmte Umsätze des Klägers mit Gebrauchtfahrzeugen als 
auffällig ansah, hielt sie es für nötig, die letzten Halter um weitere Auskünfte zu 
bitten. Sie ging dabei davon aus, dass diese Halter dem Kläger unbekannt seien 
und meinte infolgedessen, eine vorherige Anfrage beim Kläger könne 
unterbleiben. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg hatte keinen Erfolg. 

Der Kläger macht im Rahmen seiner Revision die Verletzung materiellen Rechts 
und Verfahrensmängel geltend. Das Finanzgericht verkenne die inhaltlichen 
Schranken für ein Auskunftsersuchen nach § 93 Abs. 1 Abgabenordnung (AO) 
und erwecke den Eindruck, dem Finanzamt sei jedes aus seiner Sicht für 
sachdienlich gehaltene Auskunftsersuchen erlaubt. 

Entscheidung des BFH  

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an 
das Finanzgericht zurückverwiesen. 

Das finanzgerichtliche Urteil verletzt Bundesrecht, weil notwendige Feststellungen 
des Finanzgericht im Rahmen seiner Prüfung der Rechtmäßigkeit der streitigen 
Auskunftsersuchen dazu fehlen, ob das Finanzamt vor deren Erlass bei seiner 
Prognose hinreichend erwogen hat, inwieweit die beabsichtigte 
Sachverhaltsaufklärung durch den Kläger (offenkundig) keinen Erfolg 
versprechen würde. Dazu hätte das Finanzgericht ermitteln müssen, welches Ziel 
das Finanzamt im Hinblick auf den aus seiner Sicht für die Besteuerung des 
Klägers erheblichen Sachverhalt verfolgt hat und inwieweit dieses hierfür 
erforderlich gewesen ist. 

Ausgehend davon, dass jedes Auskunftsersuchen ein anfechtbarer 
Verwaltungsakt i.S. des § 118 Satz 1 AO ist (BFH, Urteil vom 29. Juli 2015, X R 
4/14; siehe unseren Blogbeitrag), wird das Finanzgericht im zweiten Rechtsgang 
feststellen müssen, ob und wenn ja welchen konkreten Ermittlungszweck das 
Finanzamt in jedem Einzelfall verfolgte, so dass es im Rahmen seiner Prognose 
vor dem Erlass jedes Auskunftsersuchens von einer Erfolglosigkeit der 
Sachaufklärung durch den Kläger ausgehen durfte. 

Kann dies nicht angenommen werden, wird das Finanzgericht darüber hinaus 
überprüfen müssen, ob in diesem Einzelfall bereits ein atypischer Fall vorliegt, der 
es erlaubt, den ersten Halter als andere Person um Auskunft zu ersuchen. Dabei 
ist die Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne zu beachten (weiterführend BFH, 
Urteil vom 29. Juli 2015, X R 4/14; siehe unseren Blogbeitrag). 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 28. Oktober 2020 (X R 37/18), veröffentlicht am 07. Januar 2021. 

 

 

 

 

 

 

 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2015/12/09/kein-auskunftsersuchen-an-dritte-ohne-vorherige-sachverhaltsaufklaerung-beim-steuerpflichtigen/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2015/12/09/kein-auskunftsersuchen-an-dritte-ohne-vorherige-sachverhaltsaufklaerung-beim-steuerpflichtigen/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010285/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

 
 

Business Meldungen 

Neue Probleme bei Alt-EAV ohne dynamischen Verweis auf den § 302 AktG 

 

Durch Artikel 15 des Sanierungs- und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetzes 

(SanInsFoG) vom 22. Dezember 2020 wurde der Wortlaut des § 302 Abs. 3 Satz 

2 AktG angepasst und um einen Verweis auf den im 

Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz (StaRUG) neu 

eingeführten Restrukturierungsplan ergänzt. Dies hat erneuten Handlungsbedarf 

bei Alt-EAV ohne dynamischen Verweis auf § 302 AktG zur Folge. 

 

Mehr zu diesem Thema finden Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter 

diesem Link. 

 

 

Terminplaner 
  

Auf den Punkt gebracht: 

Steueränderungen 2020/2021 

11.02., Webinar 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2021-mannheim
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2021-mannheim
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2021-mannheim
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2021-mannheim
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2021-mannheim
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/01/13/neue-probleme-bei-alt-eav-ohne-dynamischen-verweis-auf-den-%c2%a7-302-aktg/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2021-mannheim
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2021 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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